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JStG 2025 - USt & Vorsteuerpauschalierung
Die neue Höchstgrenze bei der Vorsteuerpauschalierung: Was steckt dahinter und wann
lohnt sich die Nutzung?
Bundesrat Kompakt, TOP 80 und BR-Drucksachen 745/25

Gemeinnützige Vereine haben oft nur geringe

umsatzsteuerpflichtige Umsätze, weil die

Haupteinnahmen im nichtunternehmerischen

Bereich liegen und Zweckbetriebseinnahmen

vielfach umsatzsteuerfrei sind. Je nach Höhe

der Umsätze greift dann die Kleinunterneh-

merregelung oder die Möglichkeit der Vor-

steuerpauschalierung. Für beide Verfahren

gelten seit 2025 bzw. 2026 neue Höchstgren-

zen. Der folgende Beitrag erläutert Ihnen die

Vorsteuerpauschalierung und gibt Antwort auf

die Frage, wann sich ein Wechsel lohnt.

Die beiden konkurrierenden Vereinfachungs-

regelungen

Nicht selten greift für die steuerpflichtigen

Umsätze bei Vereinen die Kleinunternehmer-

regelung, zumal die Grenze 2025 auf 25.000

Euro stieg.

1. Die Kleinunternehmerregelung in § 19

UStG

Vereine nutzen diese Regelung meist in Hin-

sicht auf die damit verbundene Verwaltungs-

vereinfachung. Die buchhalterische Erfassung

der Belege ist ohne Berücksichtigung der Um-

satzsteuer/Vorsteuer einfacher und es entfal-

len Umsatzsteuervoranmeldungen und Um-

satzsteuererklärungen. Der Verzicht auf die

Kleinunternehmerregelung wird meist deswe-

gen nicht erwogen, obwohl er im Einzelfall zu

höheren Gesamterträgen führen kann.

Wichtig — Der häufigste Fall, in dem Vereine

auf die Kleinunternehmerregelung verzichten,

sind umfangreiche Anschaffungen mit hohen

Vorsteuerbeträgen. Dabei ist aber zu berück-

sichtigen, dass oft nur ein teilweiser Vorsteu-

erabzug möglich ist und der Wechsel zur Re-

gelbesteuerung für fünf Jahre bindet.

2. Die Vorsteuerpauschalierung in § 23a UStG

Neben der Kleinunternehmerregelung gibt es

eine zweite umsatzsteuerliche Vereinfa-

chungsregelung, die Vorsteuerpauschalierung

nach § 23a UStG. Auch hier wurde die Ober-

grenze für die Inanspruchnahme gerade er-

höht – von 45.000 auf 50.000 Euro. Damit

können mehr Vereine (und alle anderen nicht-

bilanzierenden Körperschaften, d. h. vor allem

Stiftungen) die Regelung nutzen.

Dabei kann die Vorsteuerpauschalierung auch

eine Alternative zur Kleinunternehmerrege-

lung sein. Bei begrenztem Verwaltungsmehr-

aufwand kann das häufig ein günstigeres steu-

erliches Ergebnis zur Folge haben.

Stand: 14.05.2026
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Wissenswertes zur Vorsteuerpauschalierung

Vereine, die gemeinnützigen, mildtätigen oder

kirchlichen Zwecken dienen, können nach §

23a UStG für den Vorsteuerabzug einen

Durchschnittssatz von sieben Prozent anset-

zen. Und zwar dann, wenn

 der Verein als steuerbegünstigt anerkannt

ist, weil er gemeinnützige, mildtätige oder

kirchliche Zwecke verfolgt,

 der Umsatz im Vorjahr nicht über 50.000

Euro lag und

 der Verein nicht bilanzierungspflichtig ist.

Die Folgen der Anwendung des Durch-

schnittssatzes

Nutzt der Verein den Durchschnittssatz für die

abziehbare Vorsteuer, entfällt ein weiterer

Vorsteuerabzug. Es wird immer der Durch-

schnittssatz angesetzt. Die Ausgangsumsätze

müssen dagegen wie gewohnt aufgezeichnet

werden, weil es sich lediglich um eine Pau-

schalierung der Vorsteuer – nicht der Umsatz-

steuer insgesamt – handelt.

Umsatzsteuererklärungen und -voranmeldun-

gen entfallen nicht. Auch die Anwendung un-

terschiedlicher Umsatzsteuersätze auf die ei-

genen Umsätze – in gemeinnützigen Vereinen

die Regel – entfällt nicht. Es spielt keine Rolle,

wie hoch die in den Rechnungen (Eingangsum-

sätzen) ausgewiesene Vorsteuer tatsächlich

ist. Die normalen Vorschriften zum Vorsteuer-

abzug haben hier also keine Bedeutung. Die

an das Finanzamt abzuführenden Umsatz-

steuer ermittelt der Verein dann folgenderma-

ßen:

Ausgangsumsatz × Steuersatz (sieben Pro-

zent bzw. 19 Prozent)

./. Vorsteuerpauschale (sieben Prozent des

steuerpflichtigen Umsatzes)

= Umsatzsteuerschuld

Der Vereinfachungs-Vergleich mit den ande-

ren Besteuerungsregelungen

Sowohl die Kleinunternehmerregelung als

auch die Vorsteuerpauschalierung haben das

Ziel, das Besteuerungsverfahren zu vereinfa-

chen. Die folgende Übersicht stellt die drei

Verfahren – Regelbesteuerung, Vorsteuerpau-

schalierung und Kleinunternehmerregelung –

in dieser Hinsicht gegenüber.
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Regelbesteuerung Kleinunternehmerrege-

lung

Vorsteuerpauschalie-

rung

Anforderungen an

Fremdbelege

Prüfung der Belege auf

die erforderlichen Anga-

ben (Steuernummer,

Rechnungsnummer,

Steuerausweis etc.)

Prüfung nur auf ertrag-

steuerlich erforderliche

Angaben

Prüfung nur auf ertrag-

steuerlich erforderliche

Angaben

Anforderungen an

Eigenbelege

Allgemeine umsatzsteu-

erliche Anforderungen

Keine umsatzsteuerlichen

Anforderungen

Allgemeine umsatzsteu-

erliche Anforderungen

Eigene E-Rechnun-

gen

E-Rechnungspflicht Keine E-Rechnungspflicht E-Rechnungspflicht

Fremde E-Rech-

nungen

Prüfung auf die erforder-

lichen Merkmale

Keine Prüfung auf korrekte

Merkmale

Keine Prüfung auf kor-

rekte Merkmale

Umsatzsteuervo-

ranmeldung

Allgemeine Vorgaben Entfällt Erforderlich, aber ver-

einfachte Ermittlung

des Vorsteuerabzugs

Umsatzsteuerer-

klärung

Allgemeine Vorgaben Entfällt Erforderlich, aber ver-

einfachte Ermittlung

des Vorsteuerabzugs

Aufzeichnung der

Eingangsumsätze

(Fremdbelege)

Getrennte Erfassung

nach Steuersätzen erfor-

derlich

Keine umsatzsteuerliche,

nur ertragsteuerliche Er-

fassung

Keine umsatzsteuerli-

che, nur ertragsteuerli-

che Erfassung

Ausgangsumsätze Übliche umsatzsteuerli-

che Erfassung

Keine umsatzsteuerliche,

nur ertragsteuerliche Er-

fassung

Übliche umsatzsteuerli-

che Erfassung
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Lohnt sich ein Verzicht auf die Kleinunterneh-

merregelung?

Ob sich ein Verzicht auf die Kleinunterneh-

merregelung zugunsten der Vorsteuerpau-

schalierung lohnt, hängt vom Einzelfall ab.

Wie gezeigt, steigt damit der Verwaltungsauf-

wand. Er ist aber bei der Vorsteuerpauschalie-

rung dennoch geringer als bei der Regelbe-

steuerung.

Da die eigenen Umsätze mit Umsatzsteuer be-

lastet werden, bedeutet das für Kunden (Pri-

vatverbraucher) eine Mehrbelastung. Der Ver-

ein müsste also die Preise reduzieren, um

seine Kunden nicht höher zu belasten.

Das ist meist nur akzeptabel, wenn der Um-

satzsteuerbelastung ein entsprechend hoher

Vorsteuerabzug gegenübersteht. Es gibt hier

aber Fälle, bei denen das keine Rolle spielt:

 Für die Umsätze des Zweckbetriebs ist der

Steuersatz regelmäßig nur sieben Prozent.

Er wird durch den pauschalen Vorsteuer-

abzug von ebenfalls sieben Prozent voll-

ständig kompensiert. Es entsteht dem Ver-

ein also kein Minderertrag, wenn er zu

den gleichen Preisen wie bisher anbietet.

Der Wechsel von der Kleinunternehmerre-

gelung zur Vorsteuerpauschalierung ist

kostenneutral.

 Der Umsatzsteuersatz für den Verkauf von

Speisen im Rahmen von „Restaurantbe-

trieben“ ist zum Jahreswechsel auf sieben

Prozent gesunken. Auch hier wäre der

Wechsel zur Vorsteuerpauschalierung also

nicht zwingend mit Mehrkosten für End-

verbraucher verbunden. Der ermäßigte

Steuersatz gilt aber nur für Speisen, nicht

für Getränke.

PRAXISTIPP — Es gibt hier also keine pau-

schale Empfehlung. Um zu prüfen, ob sich

ein Wechsel zur Vorsteuerpauschalierung

lohnt, sollte der Verein mit den Zahlen eines

Vorjahrs eine überschlägige „Umrechnung“

mit Umsatzsteuer vornehmen.

Die Fristen beim Wechsel zur Vorsteuerpau-

schalierung

Der Wechsel von der Regelbesteuerung zur

Vorsteuerpauschalierung kann nach § 23a

Abs. 3 UStG bis zum zehnten Tag nach Ablauf

des ersten Voranmeldungszeitraums eines Ka-

lenderjahres erklärt werden. Da bis zu einer

Umsatzsteuerzahllast von 9.000 Euro die Vo-

ranmeldung vierteljährlich erfolgt, ist das

meist der 10.04.

Der Wechsel zur Vorsteuerpauschalierung bin-

det den Verein für fünf Jahre. Problematisch

ist diese lange Bindungsfrist in der Regel nur,

wenn hohe Investitionen ins Anlagevermögen

erfolgen, für die dann kein Vorsteuerabzug

möglich ist.

Für den Verzicht auf die Kleinunternehmerre-

gelung gilt ebenfalls ein fünfjähriger Bindungs-

zeitraum. Er kann gegenüber dem Finanzamt
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bis Ende Februar des zweiten auf den Besteu-

erungszeitraum folgenden Kalenderjahres er-

klärt werden. Anders also bei der Vorsteuer-

pauschalierung ist er also auch noch rückwir-

kend für das Vorjahr möglich.

Wann lohnt sich die Vorsteuerpauschalierung

auch steuerlich?

Die Vorsteuerpauschalierung ist nicht nur eine

Verwaltungsvereinfachung. Sie kann im Einzel-

fall auch zu einem günstigeren steuerlichen

Gesamtergebnis führen.

Das gilt vor allem dann, wenn der Verein re-

gelmäßig nur sehr geringe Vorsteuerbeträge

zum Abzug bringen kann. Das ist bei gemein-

nützigen Vereinen nicht untypisch, weil die

Leistungen, die sie erbringen, meist Dienst-

leistungen sind, und der Personaleinsatz

(keine Vorsteuer) dabei hoch, der Einsatz an

Waren, Verbrauchsmaterial und Fremdleis-

tungen aber oft gering ist.

Der pauschale Vorsteuerabzug kann damit zu

tatsächlich weit höheren Vorsteuerbeträgen

führen, als das nach der tatsächlich enthalte-

nen Vorsteuer der Fall wäre.

Beispiel

Der Verein hat folgende steuerpflichtige

Nettoumsätze:

Bruttoeinnahmen aus Verkauf

von Speisen zu 7 %

20.000 Euro

Bruttoeinnahmen aus Verkauf

von Getränken zu 19 %

15.000 Euro

Bruttoeinnahmen aus Eintritts-

geldern zu 7 %

10.000 Euro

Der Verein hat 1.400 Euro + 2.850 Euro + 700

Euro = 4.950 Euro Umsatzsteuer zu zahlen.

Bei Anwendung der Pauschalierungsregelung

kann der Verein Vorsteuer in Höhe von 3.150

Euro (sieben Prozent von 45.000 Euro) pau-

schal abziehen, sodass er noch 1.800 Euro an

das Finanzamt abführen muss.

Ob die Vorsteuerpauschalierung günstiger

ist, kann man leicht prüfen, indem man die

pauschalierte Vorsteuer mit den tatsächlich

abzugsfähigen Vorsteuerbeträgen vergleicht.

Gerade beim Verkauf von Speisen und Ge-

tränken kann das Ergebnis mit Vorsteuerpau-

schalierung deutlich günstiger sein, weil die

Spannen zwischen eingekaufter Ware und

Verkaufsumsatz hoch sind (und damit der

Vorsteuerabzug bei Regelbesteuerung relativ

gering) und der Anteil der Personalkosten

(ohne Vorsteuer) meist relativ hoch ist.
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Die buchhalterische Behandlung der Vorsteu-

erpauschalierung

Die Vorsteuerpauschalierung erfordert eine

besondere Behandlung der Umsatzsteuer in

der Buchhaltung, weil es sich ja um keine

Steuerbefreiung oder Nichterhebung der

Steuer handelt. Die Umsätze werden wie ge-

wohnt gebucht, d. h. mit den jeweiligen Steu-

ersätzen auf die entsprechenden Erlöskonten.

Bei der Erfassung der Vorsteuer gibt es zwei

Möglichkeiten.

 1. Alle Eingangsumsätze werden ohne

Umsatzsteuer erfasst, d. h. die entspre-

chenden Konten werden ohne Umsatz-

steuerrechnung eingerichtet. Die pau-

schale Vorsteuer (sieben Prozent der Aus-

gangsumsätze) wird zum Jahresende bzw.

zum Ende des Voranmeldungszeitraums

„von Hand“ auf das Konto „Abziehbare

Vorsteuer sieben Prozent“ gebucht.

 2. Die Ausgaben werden zunächst mit Vor-

steuerabzug gebucht. Am Jahresende bzw.

zum Ende des Voranmeldungszeitraums

wird die abziehbare Vorsteuer statistisch

ausgebucht (Im DATEV SKR 49 z. B. 9690

an Vorsteuer 0770ff) und die pauschale

Vorsteuer eingebucht (0865 an 9690).

Die Umsatzsteuererklärung bei Vorsteuer-

pauschalierung

Die Umsatzsteuererklärung wird wie gewohnt

erstellt. Statt der tatsächlichen Vorsteuerbe-

träge wird in Zeile 84 („Vorsteuerbeträge nach

dem Durchschnittssatz für bestimmte Körper-

schaften, Personenvereinigungen und Vermö-

gensmassen (§ 23a UStG)“ die berechnete

pauschale Vorsteuer eingetragen. Das Gleiche

gilt für die Umsatzsteuervoranmeldung. Hier

wird die pauschale Vorsteuer in Zeile 42 ein-

getragen.


